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_ „
in dem Rechtsstreit

Verkundet am
_8„ Februar 1967 anoooooooooooooooocooooooooooooooooooocxoooooon’noooü

Reg08ekretär „ ‚‘
Klager1n und Rev1510nsklagerin,

Schriftführer
g e g e n

OOOOOOOOOOOOOOODDOOOOOODOOOOOOOOODOOOOOODQOOOOOOOQO

Beklagte und Revisionsbeklagte9

belgeladen;
oonaguooooooooooooonooooonoooonoooooooo0

Der 4Ä Senat des Bundessozialgerichts.hat auf die

mündliche Verhandlung vom 28° Februar 1967 hin

durch

Senatspräsident P e n q u i t t

— Vorsitzender —„

.
Bundesrichter 8 c hpm i t t?

Bundesrichter Dr° E c k e r ?
Bundessozialrichter B r i n k m a n n und

Bundessozialrichter Dro H a t e s e u‘l

für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Len—

dessozialgerichts Bremen vom looApril 196% wird in—

soweit zurückgewiesen‚ als sie beantragt hat? die

für den Beigeladenen nachzuentrichtenden Beiträge

nach einem niedrigeren Entgelt als dem von der Be—

klagten in ihrem Bescheid vom 10° Mai 1961 zugrunde

gelegten zu berechnen„

Im übrigen werden das Urteil des Lendessozialgerichts

Bremen vom 100 April 196% und das Urteil des Sozial—

gerichts Bremen vom 160 Juli 1962 aufgehobeno

Die Bescheide der Beklagten vom 15„ Februar 1960

und 100 Mai 1961 sowie der Widerspruchsbescheid vom
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40 November 1960 werden dahin geändert‚ daß der Nach—

versicherung des Beigeladenen ein Beitragssatz von

5,6 VDHozugrunde zu legen ist„.

Die außergerichtlichen Kösten des Beigeladenen haben

die Klägerin und die Beklagte je zur Hälfte zu er-

statteno '

9...£-ü__r‚l‚si„s‚i.

Es ist streitig‚ in welcher Höhe die klagende Deutsche

Bundespost Nachversicherungsbeiträge für den Beige—

ladenen an die beklagte Landesversicherungsanstalt zu

entrichten hato

Der Beigeladene war vom 1„ September 1919 an als Poet—
schaffnér im Bezirk der jetzigen Oberpostdirektion Bre—

men beschäftigt; wegen seiner Anwartschaft auf Ruhew
_

geld und Hinterbliebenenversorgung war er versicherunge—

frei (% 1234 der Reichsversicherungsordnung —RVO—al")°
Am 10 Juli 1942 wurde er als Postassistent in den mitt—

leren Postdienst und damit in eine an sich angestell—

tenversicherungspflichtige9 aber wegen der vorerwähnten

;
Versorgungsanwartschaft in gleicher Weise versiche—

rungsfreie Beschäftigung übernommeno Im Dezember l952

wurde er durch Urteil der Bundesdisziplinarkammer Bre—

men mit der Entlassung aus dem Postdienst unter Zu—
billigung eines Unterhaltsbeitrages auf Zeit bestrafto

Mit der Rechtskraft des Urteils schied er am 140 Fe—

bruar 1955 aus dem Beamtenverhältnis auso Ende Septem—

ber 1959 fiel der Unterhaltsbetrag weg„ Gleichzeitig
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leitete die Klägerin auf Grund des Art„ 2 € 5 Abso 2
des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

(ArVNG) und der Nachversicherungs—Härte—Verordnung der
(

Bundesregierung vom 28„ Juli 1959 (BGBl I 550) die Nach—

versicherung des Beigeladenen eine Sie entrichtete an die
Beklagte für die Zeit vom 10 September 1919 bis zum 503 Ju—

ni 1942 unter Zugrundelegung der seinerzeit geltenden Bei—

tragsklassen Beiträge von insgesamt 2 575,60 DM„ Demgegen-

über forderte die Beklagte mit Bescheid vom 150 Februar 1960

Nachversicherungsbeiträge nach dem zur Zeit des endgültigen

Ausscheidens des Beigeladenen aus dem Postdienst (1955) gel—

tenden Setz von 10 VOHC und11nter Zugrundelegung eines Ar—

beitsentgelts von monatlich mindestens 150 DM (5 1252 Abs„l

3 1402 Abs„flund 2 EVO in Verbindung mit 5 8 des Sozialver-

sicherungs—Anpassungsgesetzes vom 17„ Juni 1949 und Art„ 2

‚.

€ 50 Absc 1 Buchst; b ArVNG)„ Den hiergegen eingelegten

„iderspruch der Klägerin wies die Wi&rspruchsstelle der Be—

klagten durch Bescheid vom 4„ November 1960 zurück„

Den Bescheid vom 15„ Februar 1960 und den Widerspruchsbe—

scheid hat die Klägerin mit der Klage zum Sozialgericht
(SG) Bremen angefochtenc Während des erstinstanzlichen Ver—

fahrens erließ;die Beklagte am 10„Mai 1961 einen Ergän—

zungsbescheid‚ mit dem sie von der Klägerin unter Anrech—

nung des bereits gezahlten Betrages von 20575‚60 DM ins—

gesamt 50006‚94 DM für die Nachversicherung des Beigela-

denen forderteo Dieser Berechnung liegen für die Jahre

bis 1925 Arbeitsentgelte von 150 RM monatlich und für die

spätere Z it die wirklich erzielten Arbeitsentgelte — ins"
gesamt 5ooo69956 RM — zugrunde°

Das SG hat durch Urteil vom 160 Juli 1962 die ergangenen
Bescheide aufgehoben7 das Iandessozialgericht (LSG) Bremen
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_ 4 _

dagegen durch Urteil vom 100 April 1964 — unter Auf—

hebung der erstinstanzlichen Entscheidung — die Klage,

auch hinsichtlich des Ergänzungsbescheides vom 100 Mai

1961? abgewieseno Zur Begründung seiner Entscheidung hat

es ausgeführt: Die Höhe der nachzuentrichtenden Beiträge

hänge davon ab, ob der Nachversicherungsfall bereits mit

dem Übertritt des Beigeladenen in den mittleren Pest—

'dienst oder erst mit seiner Dienstentlassung einge—

treten sei„ Ferner sei es von Bedeutung, Wie die Rechts—

lage zur Zeit der Durchführung der Nachversicherung im

Jahre 1959 gewesen sein Entgegen der Auffassung des SG

sei der Nachversicherungsfall erst im Februar 1955 ein—

getreten9 als der Beigeladene ohne Versorgung aus dem

Postdienst ausgeschieden sei° Die Fiktion eines beson—

deren Nachversicherungsfalles ausschließlich für die
RenténverSicherung der Arbeiter in dem Zeitpunkt‚ in dem

der Beigeladene in das Beamtenverhältnis bei der Deutschen

Bundespost übergetreten sei‚ könne nicht anerkannt werden„

Deshalb bestimme allein das endgültige Ausscheiden aus

dem Postdienst zeitlich und rechtlich die Beitragsberech—

nung„ Es könne dahinstehen‚ ob Anlaß für die Nachver—

sicherung des Beigelsdenen im Jahre 1959 der Umstand ge—

wesen sei‚ daß er im Jahre 1955 unehrenhaft aus dem Dienst

der Bundespost ausgeschieden sei und er deshalb vor dem

Inkrafttreten der Nachversicherungs—Härte—Verordnung

nicht habe nachversichert werden können? oder ob die

Nachversicherung bis in das Jahr 1959 aufgeschoben gewe—

sen sei, weil er bis dahin von der Bundespost noch einen

Unterhaltsbeitrag erhalten habe„ Wesentlich sei es‚ daß

die Nachversicherung erst im Jahre 1959 durchgeführt

worden sei“ Nach Arte 2 s 5 Abso 2 ArVNGhabe für alle
noch nicht durchgeführten Nachversicherungen dasjenige
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Nachversicherungsrecht zu gelten? das im Grundsatz in

5 1252 RVGnF festgelegt seij die älteren‚ entgegenste—
henden oder anders lautenden Vorschriften seien durch

Art( 5 € 2 ArVNG aufgehoben wordeno @ 1252 RVG werde für

die Berechnung der Nachversicherungsbeiträge durch 5 1402

RVG ergänzt„ Nach dessen Abs° 2 sei für die Zeit vor dem

1„ Januar 1924 ein Monatsentgelt von 150,— DM zugrunde zu
legen‚ während für die spätere Zeit das wirkliche Arbeits—

entgelt im Währungsverhältnis 1 BK = 1 DM maßgebend seio

Das LSG hat die Revision zugelasseno

Die Klägerin hat das Rechtsmittel eingelegto Sie bleibt

bei ihrer Auffassung, daß der Nachversicherungsfall bereits

mit dem Übertritt des Beigeladenen in den mittleren Post—

dienst im Jahre 1942 - unter Aufschub der Beitragsnachent—

richtung — eingetreten seio Im einzelnen führt sie dazu aus:

Das LSG setze zu Unrecht das Ausscheiden nach beamtenrecht—

lichen V0rschriften dem Ausscheiden nach sozialversicherungs-

rechtlichen Vorschriften gleich„ Es habe die grundsätzliche

Entscheidung des Reichsversicherungsamts (BVA) Nr„ 3457 vom

8„ Mai 1929 (AN IV 261) unbeachtet gelasseno @4 der Ver—

ordnung über die Nachentrichtung von Beiträgen für ver—
sicherungsfreie Personen vom 40 Oktober 1950 (BGBl I 459)

'idF vom 50 Februar 1932 (BGBl I 64) wäre überflüssig ge—

wesen, wenn der Gesetzgeber in dem Übertritt von einem in

einen anderen Zweig der Rentenversichcrung nicht ein Aus—

scheiden im versicherungsrechtlichen Sinne gesehen hätte°

Die Klägerin benatragt,

das Urteil des LSG Bremen vom 10° April 1964
.....c‘_„. ‚„._1„ ‚....<;\L‚L.LL.LA lCUC11„

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen und die Klägerin zur
Nachzahlung von 20655‚54 DM zu verurteileno
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_ 6 _

Sie pflichtet den Entscheidungsgründen des Berufungs—

gerichts beio

Der Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht durch

einen beim Bundessozialgericht zugelassenen Prozeß—

bevollmächtigten vertreten°

Die Revision ist zulässig, teilweise auch begründet9

im übrigen unbegründet„

Die Nachversicherung richtet sich im Vorliegenden Falle

nach den Vorschriften, welche seit dem Inkrafttreten

des ArVNG gelteno Zu der Zeit, als die Nachversiche—

rungs—Härte—Verordnung die Nachversicherung des Bei—

geladenen ermöglichte und die Klägerin sie einleitete‚

waren alle dem ArVNG entgegenstehenden oder gleich—

lautenden Vorschriften bereits außer Kraft getreten
(Artc 5 5 2 ArVNG)„ Hinsichtlich der Voraussetzungen

für die Nachversicherung des Beigeladenen in der

Rentenversicherung der Arbeiter ist somit % l232 RVO

maßgebend9 auch für die Zeit vor dem l„ März 1957

(Art„ 2 5 5, Arts 5 5 8 Satz 2 ArVNG); ihre Durch—
führung richtet sich nach 55 1402„ l405 RVO„

Daß der Fall der Nachversicherung in der Person des
Beigeladenen eingetreten ist‚ ist unter den Betei—

ligten nicht streitig und steht außer Zweifel; strei—
tig ist nur‚ wann dies der Fall gewesen isto Hierauf

kommt es für die Entscheidung des Rechtsstreits an,

weil nach 5 1402 Absc l RVGder Arbeitgeber im Falle
der Nachversicherung die Beiträge nach den Vorschrifm

ten zu entrichten hat, die "im Zeitpunkt des fus—

scheidens aus der versicherungsfreien Beschäftigung”
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—
iQSc des 5 1252 RVG— für die Berechnung der Beiträge für

versicherungspflichtige Beschäftigte maßgebend sind(]

Das Entstehen der Nachversicherungspflicht hängt nach @ 1252

Abs„ 1 EVO von zwei Voraussetzungen ab, dem Ausscheiden aus

einer Beschäftigung? während der nach 5 1229 Abs„ 1 Nr° 2

bis 4 oder nach 5 1251 Abs° 1 BVD Versicherungsfreiheit be—

standen hat‚ und der Tichtgewährung einer lebenslänglichen

VGrsorgung oder einer ihr gleichgestellten Leistung„

Die Beklagte meint zu Unrecht‚ der Übertritt des Beigeladenen

in den mittleren Postdienst könne schon deshalb nicht die Nach—

versicherungspflicht — unter Aufschub der L?itragsna0hent—

richtung « begründet haben? weil dem Beigeladenen eine le—

benslängliche Versorgung über den 50„ Juni 1942 hinaus zu—

gesicher geblieben sei, ein Ausscheiden ohne Versorgung da—

mals also nicht stattgefunden habe(] Nach 5 1252 Abso 1 RVO

kommt es darauf an, ob Versorgung “gewährt" wird; das Fort—

bestehen einer Anwartschaft auf spätere Versorgung hindert

nicht den Eintritt eines Nachversicherungsfalleso Dies ist

im Schrifttum‚ soweit ersichtlich‚ allgemein anerkannt (vg1°

Jantz/Zweng„ Das neue _Recht der Rentenversicherung der Ar—

beiter und Angestellten‚ 2„ Aufl, S0 145; Etmer9 Reichsver—

sicherungsordnung9 Viertes Buch, Rentenversicherung der Ar-

beiter‚ % 1252 Erle 2 So 8 d2; Elsholz/Theila> Die gesetz—
liche Rentenversicherung9 Sync Kommentar‚ 5 1232 Erle 2)„

Die Richtigkeit der hier vertretenen Auffassung wird durch

€ lub; Abs„ 1 Buchsto c‚ bb EVO bestätigt° Danach wird die
Nachentrichtung von Beiträgen aufgeschoben‚ wenn der aus der

versicherungsfreien Beschäftigung ausscheidenden Eerson oder
ihren Hinterbliebenen "lebenslängliche Versorgung „„J zuge—

sichert bleibt”° Von einem Aufschub der Beitragsnachentrich—

tung kann aber nur die Rede sein, wenn der Fall der Nach—
‚\.
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versicherung eingetreten ist„ Demnach steht das Fort—

bestehen der Zusicherung lebenslänglichér Versorgung

dem Eintritt des Nachversicherungsfalles nicht ent—

gegeno In der Person des Beigeladenen ist hiernach die

Voraussetzung des Gesetzes‚ daß lebenslängliche Ver—

sorgung nicht gewährt wird, beim Übertritt in den mitt—

leren Postdienst erfüllt gewesen„

Der Beigeladene hatte in diesem Zeitpunkt auch die

Voraussetzung erfüllt, aus einer Beschäftigung aus—

geschieden zu sein„ während der er nach einer dem

jetzigen @1229 Abs„ 1 Nr„ 5. RVO entsprechenden Vera
schrift (% 1254 EVO aF) versicherungsfrei gewesen war„

Ein Ausscheiden aus einer Beschäftigung i„S„ des 5 1252

Abs° 1 RVG liegt nicht nur dann vor? wenn der ßusge—

schiedene überhaupt keiner Beschäftigung mehr nach-

geht, sondern auch9 wenn er in eine andere Beschäfti—
igung überwechselt„ Begründet diese andere Beschäfti—

gung Versicherungspflicht7 so ist ohne Aufschub der

Beitragsentrichtung nachzuversichern‚ anderenfalls

findet ein Aufschub statt (€ 1405 Abso 1 EVO)„ Der
vorliegende Sachverhalt ist durch die Besonderheit

gekennzeichnet, daß zwar der Beschäftigungswechsel

bei ein und demselben Arbeitgeber bzw„ Dienstherrn

stattgefunden hat, gleichzeitig aber der Versiche»x

rungszweig‚ dem der Beigeladene beim Fehlen der Ver_

sicherungsfreiheit wegen Versorgungsanwartschaft an—
gehört haben würde‚ gewechselt worden ista Schon der

Wortlaut des Gesetzes stützt die Auffassung‚ daß in

einem solchen Falle ein Ausscheiden aus der Beschäfti—

gung LS° des 5 1252 Abs„ 1 EVOvorliegto Bei einem
nach 5 1229 Abso 1 Nro 2 bis 4 oder nach € 1231 Absol

...9...„
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RVO versicherungsfrei Beschäftigten entfallen nämlich

diese gesetzlichen Merkmale9 sobald er in eine an sich

angestelltenversichrungspflichtige, aber wegen der An—

vertschaft auf Versorgung weiterhin versicherungsfreie

B sch ftigung übertritt; denn dann ist erricht mehr nach

den angeführten ' Vorschriften der EVO, sondern nach @6
Abscl Nro 2 bis 5 oder nach 5 8 Abs„ 1 des Anges*ülitdnz
versicherungsgesetzes versicherungsfrei4. Der — hier in

sozialversicherungsrechtlichem Sinne zu verstehende -
Begriff der Beschäftigung im Gefüge der in verschiedene

Versicherungszweige gegliederten Rentenversicherung würde

verkannt9 wenn man die Auffassung vertreten wollte‚ daß

ohne Beendigung des Arbeits— oder Dienstverhältnisses

oder gar ohne üechsel des Dienstherrn ein ”Ausscheiden

aus der Beschäftigung" iOSO des 5 1252 RVO nicht denkbar

sei„ Das Bundessozialgericht (BSG) hat bereits in seiner

Entscheidung vom 180 Januar 1962 (BSG 16‚ 112) ausge—
sprochen9 daß ein Nachversicherungsfall — beim Vorliegen

der übrigen Voraussetzungen — auch béi ununterbrochener

Fortdauer des Arbeits— oder Dienstverhältnisses gegeben

sein kann‚ wenn durch Änderung der Rechtslage die bishe—

rige Versicherungsfreiheit wegfällt; dabei hat es die

"versicherungsrechtliche Umwandlung des Beschäftigungs—

verhältnisses” dem Ausscheiden i„S„ des Gesetzes gleich—

gestellt (aaO 80 ll4)„ Macht man sich in dieser Weise

frei von der arbeits— oder dienstrechtlichen Betrachtung

der Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses‚ so
muß man auch in dem Übertritt eines Beschäftigten aus
einer an sich arbeiterrentenversicherungspflichtigen

in eine an sich engestelltenversicherungspflichtige

- 10—
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Beschäftigung ein Ausscheiden ios. des % 1252 Abs„ 1
RVG sehen? und zwar ohne Rücksicht darauf, ob dabei
der Arbeitgeber gewechselt wird oder nicht° In einem

solchen Falle findet insofern eine ”versicherungsrecht—

liche Umwandlung" statt‚ als der für die Durchführung

der etwaigen Nachversicherung in Betracht kommende Ver—

sicherungsträger wechselte Da dann der Zeitraum abge—

grenzt ist‚ für den möglicherweise in der Bentenver—

sicherung der Arbeiter nachzuversichern sein wird‚ ist

nicht ersichtlich‚ weshalb der Versicherungsträger nicht

schon jetzt in die Lage versetzt werden soll‚ die et—

waige Nachversicherung durch Sicherstellung der er—

forderlichen Unterlagen vorzubereiten„ Insofern ist‘

der Wechsel im Versicherungszweig auch bei einer wegen

Versorgungsanwartschaft versicherungsfreien Beschäfti—

gung mindestens ebenso einschneidend wie der Wechsel

des Arbeitgebers bei jeweils an sich arbeiterrentenver—

sicherungspflichtigen Beschäftigungen° In Überein—

stimmung mit der von dem erkennenden Senat vertretenen

Auffassung hat bereits das RVÄ in der von der Revision

zitierten Entscheidung vom 80 Mai 1929 (AN IV‚ 261) den
_Übertritt von einer an sich invalidenversicherungs—

pflichtigen in eine an sich angesté■tenversicherunggf>

pflichtige Beschäftigung, auch bei demselben Arbeit—

geber, als "Ausscheiden aus der früheren Beschäftigung"

i„So des % 1242 RVG aF angesehen„ Im Schrifttum zum
neuen Recht wird diese Auffassung geteilt von Jantz/

Zweng aaO S() 142, 145; Elsholz/Theile aaO? Erli 2 zu
5 1252 BVG und Brackmann‚ Handbuch der Sozialversiche—

rung‚ Bd„ III‚ 80 626 h III° Demgegenüber wird aller—

dings auch die Meinung vertreten? ein Wechsel der Be—
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schä°tigung bei ein und demselben Arbeitgeber oder Dienst—

herrn löse die Nachversicherungspflicht nicht aus (Kommen—

tar zur Reichsversicherungsordnung„ herausgegeben vom Ver—

band Deutscher Rentenversicherungsträger7 @ 1#05 Erle 4;

Eicher/Haase, Die Rentenversichrrung der Arbeiter und der

Angestellten„ @ 1403 Erl„ &; Etmer aaO @ 1405 Erl„ 3; Koch/

Hartmann/v„ Altrock/Fürst‚ Das Angestelltenversicherungs—

gesetz‚ @9 Erl„ IV 4a)„ Ob hiermit jedoch auch der spezielle
Fall des Übertritts aus einer an sich arbeiterrentenver—

sicherungspflichtigen in eine an sich angestelltenversiche—

rungspflichtige Beschäftigung erfaßt sein so11‚ findet in

den angeführten Erläuterungsbüchern keinen Ausdruck„ Soveit

ersichtlich, äußern lediglich Hanow/Lehmann/Bogs/v„Altrock

(Reichsversicherungsordnung, 4„ Buch, Rentenversicherung der

Arbeiter‚ 50 !\ui‘lo5 @ 1252 Rendn„ 6 So 15) Bedenken gegen die

Fortführung der Rechtsprechung des BVA, sie begründen aber

nicht inwiefern das neue Recht zu einem anderen Ergebnis

führen müßten

Ist somit in dem Übertritt des Beigeladenen in den mittleren

Postdienst ein die Nachversicherungspflicht - unter Aufschub
der Beitragsnachentrichtung — begründendes Ausscheiden aus

einer versicherungsfreien Eeschäftitung$ zu sehen? so ergibt

sich aus 5 1402 Abs° 1 RVO‚ daß die Nachversicherung des Bei—

geladenen in der RentenVersicherung der Arbeiter nach dem im

Jahre 19@2 gültigen Beitragssatz von 5‚6 VQHO (% 6 der Zweiten

Lohnabzugs—Verordnung vom 24„ April 1942‚ für die Rentenver—

sicherung der ßrbeiter in Kraft getreten am 20„ Juni 1942)

durchzuführen ist (vglq BSG 1‚ 219)3 Insoweit war daher die

Beitragsberechnung der Klägerin richtig; ihre Revision gegen

das auf einer abweichenden Rechtsauffassung beruhende Urteil
des LSG ist begründete
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Zu Unrecht wendet sich jedoch die Klägerin dagegen,
‘daß die Beklagte in dem angefochtenen Bescheid vom

10„ Mai 1961 der Beitragsberechnung ein Arbeits—

entgelt von mindestens 150‚— DM monatlich zugrunde

gelegt hat„ Nach @ 1402 Abso 1 EVO sind allerdings

die Beiträge grundsätzlich nach den im Zeitpunkt

des Ausscheidens aus der versicherungsfreien Beschäf_

tigung maßgebenden Vorschriften zu entrichten° Die—

ser Grundsatz erfährt jedoch eine Änderung durch
IS 1402 Abs° 2 Satz 5 EVO; hiernach ist der Nachver—

sicherung mindestens ein Monatsentgelt von 1505- DM

zugrunde zu legen„ Der angeführte Satz 5 bezieht sich

‘nicht nur auf Satz 2 —die Nachversicherung eines
Beamten für die Zeit seines Vorbereitungsdienstes —,‘

sondern auf alle Fälle der Nachversicherung nach

% 1252 RVO„ Dies hat der erkennende Senat bereits
durch Urteil vom 500 November 1961 (BSG 16‚ 50) ent—

schieden; er sieht sich nicht veranlaßt9 von sei—

ner Rechtsprechung abzugeheno Somit ist das Arbeits—

entgelt des Beigeladenen für alle Monate‚ in denen

es unter 150‚— DM geblieben ist, auf diese Höhe an-

zuheben‚ und zwar nicht nur für die Zeit vor dem

1„ Januar 1924 — wie das LSG ausgeführt hat, ohne

indessen die entsprechenden Folgerungen hieraus zu
ziehen —, sondern auch für die spätere Zeit„ Obwohl

der Beigeladene aus der an sich invalidenversiche—

rungspflichtigen Beschäftigung vor der Währungs—

reform von 1948 ausgeschieden ist‚ sind die Beiträge

im thrungsverhältnis 1 RE = 1 DM nachzuentrichten
(Art„ 2 5 50 Abs() 1 ArVNG)° Insoweit ist also die'

Revision unbegründeto
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Nach alledem müssen — wie im Urteilsausspruch geschehen —
unter Zurückweisung der Revision im übrigen die Urteile

der Vorinstanzen teilweise aufgehoben und die angefochtenen

Bescheide entsprechend geändert werdeno

Die Koetenentscheidung ergeht in Anwendung des @ 195 des

Sozialgerichtsgesetzeso
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